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Vorwort 

Das Thema der Monographie ist bisher im Schrifttum noch nicht er-
örtert worden. Sie füllt daher eine Lücke aus. Auf den ersten Blick 
scheint es so, als handele es sich um ein Spezialproblem. In Wirklichkeit 
aber wird in der Schrift zu vielen Fragen des Verfassungsrechts sowie 
des Allgemeinen Verwaltungs- und Hochschulrechts Stellung genommen. 
Die Untersuchung über die Rechtsposition der Professoren als Mitglieder 
der Justizprüfungsämter erstreckt sich auf die Regelungen in sämtlichen 
Bundesländern einschließlich des Landes Berlin. Besonders eingehend 
wird die Zuständigkeit der Universitätsorgane, einen Professor zum 
Prüfer vorzuschlagen, geprüft. Ausführliche Darlegungen finden sich 
auch zu der Frage, ob dem Hochschullehrer ein Rechtsanspruch zusteht, 
zum Mitglied bei dem zuständigen Justizprüfungsamt vorgeschlagen und 
ernannt zu werden. Hierfür kommen als Rechtsgrundlage in Betracht: 
die beamtenrechtliche Fürsorgepflicht des Dienstherrn, die verfassungs-
konforme Auslegung der einschlägigen Justizausbildungsvorschriften, 
der Grundsatz der Gleichbehandlung und das Grundrecht der Freiheit von 
Wissenschaft, Forschung und Lehre. Die Abhandlung befaßt sich unter 
anderem ferner mit der verwaltungsgerichtlichen Kontrolle von Ver-
waltungsakten im sogenannten besonderen Gewaltverhältnis und 
äußert sich im Zusammenhang mit dem "Berufsbild" des Professors 
kritisch zu den Begriffen "Grundverhältnis-Betriebsverhältnis" sowie 
zur "Außenwirkung von Verwaltungsakten". 

Berlin, im Oktober 1964 Ulrich von Lübtow 
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I. Die Probleme 

Alle juristischen Prüfungs ordnungen der Länder der Bundesrepublik 
einschließlich Berlins sehen die Mitwirkung von Universitätsprofessoren 
an der ersten juristischen Staatsprüfung vor. Die Ernennung erfolgt 
durch die Justizminister der Länder oder die Senatoren für Justiz in den 
Stadtstaaten Berlin und Hamburg, und zwar meistens auf Vorschlag 
eines Universitätsorgans. 

In der Regel wird ein bestimmtes Organ genannt. Auslegungspro-
bleme ergeben sich für die Länder Berlin und Bayern. In der Berliner 
JAO ist nämlich nur vom Vorschlagsrecht "der Freien Universität" die 
Rede, während die bayerische Regelung vorsieht, daß die Professoren 
"im Benehmen mit der Dienstbehörde" zu Prüfern bestellt werden. 
Außerdem erheben sich die Fragen, erstens ob das Unterbleiben eines 
Vorschlages von den Verwaltungsgerichten nachgeprüft werden kann 
und zweitens ob der einzelne Universitätsprofessor des Rechts einen 
Anspruch darauf hat, von dem zuständigen Universitätsorgan als Prüfer 
vorgeschlagen zu werden. Die Probleme der verwaltungsgerichtlichen 
Nachprüfbarkeit und des Rechtsanspruchs stellen sich schließlich auch 
für die Ernennung der Prüfer. 



11. Die Zuständigkeit der Universitätsorgane 
für die Vorschläge der Professoren des Rechts zu Prüfern 

Mit Ausnahme Berlins und Bayerns finden sich in den Vorschriften 
der Länder klare und eindeutige Bestimmungen über die Zuständigkeit 
für die Vorschläge, soweit eine Mitwirkung von Universitätsorganen 
vorgesehen ist. 

1. Die Regelungen der Bundesländer mit Ausnahme Berlins und Bayerns 

In den Ländern Hamburg und Schleswig-Holstein gilt noch die Justiz-
ausbildungsordnung für die ehemalige Britische Besatzungszone vom 
15. 1. 19471, nach der die Universitätslehrer des Rechts in Schleswig-Hol-
stein vom Justizminister und in Hamburg vom Präses der Senatskom-
mission für die Justizangelegenheiten auf Vorschlag der Rektoren be-
rufen werden. Für diese Regelung spricht, daß der Rektor an der Spitze 
der Universitätsverwaltung steht2 und, von der Verwaltungsorganisa-
tion her gesehen, der "richtige" Gesprächspartner der Ministerien in 
ihrer Eigenschaft als oberster Landesbehörden ist. Die abweichende 
Praxis in Hamburg, wonach die Vorschläge vom Dekan der Rechtswis-
senschaftlichen Fakultät ausgehen, steht mit dem Gesetz nicht im Ein-
klang. Man kann nicht annehmen, daß dieses Verfahren gewohnheits-
rechtliche Geltung erlangt hat. Dazu wäre vor allem die überzeugung 
der Beteiligten erforderlich, daß es sich bei dieser Kompetenz um einen 
Rechtssatz handelt3• Die Hamburger Praxis beruht nur auf guter übung. 
Eine Verwaltungsübung allein reicht für die Bildung von Gewohnheits-
recht indessen nicht aus4• 

Nach § 4 des Gesetzes über die juristischen Staatsprüfungen und den 
juristischen Vorbereitungsdienst (Juristenausbildungsgesetz - JAG) 
von N ordrhein-Westfalen in der Fassung vom 12.7.1962 5 sind die Fakul-
täten für die Vorschläge der Prüfer zuständig. Vielleicht beruht diese 
Bestimmung auf der allgemeinen Erwägung, daß die Juristischen Fakul-
täten alle Angelegenheiten zu erledigen haben, die mit ihrem Fachgebiet 
zusammenhängen. Ein anderer Grund ließ sich nicht feststellen. Ein 

1 VOBl. Brit.Z., 21. 
2 Vgl. § 43 der Satzung der Christian-Albrechts-Universität in Kiel. 
3 Vgl. zur Frage der Änderung der Zuständigkeit für die Vorschläge durch 

Gewohnheitsrecht im einzelnen unten S. 27 f. 
4 Vgl. unten S.28. 
5 GVBl. Nordrhein-Westfalen, 443. 



1. Regelungen der Bundesländer mit Ausnahme Berlins und Bayerns 11 

Rückgriff auf eine möglicherweise bewährte Tradition kommt nicht in 
Betracht. Die alten preußischen Prüfungsordnungen kannten nämlich 
keine Mitwirkung von Universitätsorganen bei der Prüferbestellung. In 
der Prüfungs ordnung vom 1. 5. 18836 fehlen Vorschriften über eine Be-
teiligung von Universitätslehrern an den Prüfungen überhaupt. In § 2 
der an ihre Stelle getretenen Prüfungsordnung vom 17. 6. 19137 ist vor-
gesehen, daß die Universitätslehrer vom Minister der geistlichen und 
Unterrichtsangelegenheiten nach Anhörung des Justizministers berufen 
werden. Dementsprechend hat gemäß § 2 der preußischen Prüfungsord-
nung vom 11. 8. 19238 der Minister für Wissenschaft, Kunst und Volks-
bildung nach Anhörung des Justizministers Hochschullehrer zu Prüfern 
ernannt. Nach § 8 Abs. 3 der Reichsjustizausbildungsordnung vom 22. 7. 
19349 in Verbindung mit § 21 der 1. DVO vom 13. 9. 193410 hatte der 
Reichsminister der Justiz die Mitglieder des Prüfungsamtes zu berufen, 
und zwar waren dafür Anträge des Präsidenten des jeweiligen Ober-
landesgerichts, dem das einzelne Prüfungs amt angegliedert war, an den 
Präsidenten des Reichs-Justizprüfungsamtes vorgesehen. 

Das Saarland kennt gemäß § 6 Abs.2 seiner Juristenausbildungsord-
nung11 ebenfalls ein Vorschlagsrecht der Fakultät. 

, 
In § 5 der Niedersächsischen Ausbildungsordnung für Juristen vom 

28.6.1962 12 ist ein Vorschlagsrecht des Dekans der Juristischen Fakultät 
angeordnet. 

Nach § 8 Abs. 5 und § 9 der Juristischen Ausbildungsordnung von Hes-
sen vom 27. 11. 1957 13 beruft der Justizminister die Professoren zu Prü-
fern ohne akademische Mitwirkung. 

In Baden-Württemberg sind die planmäßigen Professoren kraft Am-
tes Mitglieder des Justizprüfungsamts für die erste juristische Staats-
prüfung, die anderen Professoren werden ohne Vorschläge akademi-
scher Instanzen ernannt (Ausbildungsgesetz vom 13. 6. 1955 14 ; VO über 
die Ausbildung der Juristen in der Fassung von 1. 7. 1962 15). Die Aus-
wahl der Prüfer für die einzelnen Prüfungen trifft nach § 4 der VO vom 
1. 7.1962 ein "ständiger Ausschuß", bestehend aus dem Präsidenten des 

6 Preuß. Justiz-Min.-Blatt, 131. 
7 Preuß. Justiz-Min.-Blatt, 194. 
8 Preuß. Justiz-Min.-Blatt, 588. 
9 RGBL I, 727. 
10 RGBL I, 831. 
11 Amtsblatt des Saarlandes, 1960, 242. 
12 GVBl. Niedersachsen, 61. 
13 GVBl. Hessen, 161. 
14 GBL Baden-Württemberg, 95. 
15 GBL Baden-Württemberg, 56. 


